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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2017/2018 
 
 

Deutsche Wirtschaft wächst auch 2017 kräftig 

Die konjunkturelle Lage in Deutschland stellt sich weiterhin sehr gut 
dar. Seit nunmehr acht Jahren wächst das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
kontinuierlich. Im Jahr 2017 legte das preisbereinigte Bruttoinlands-
produkt nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes1 
um 2,2 % zu. Dies ist der stärkste Anstieg seit sechs Jahren. Eine 
längerfristige Betrachtung zeigt zudem, dass das deutsche Wirt-
schaftswachstum im Jahr 2017 fast einen Prozentpunkt über dem 
Durchschnittswert der letzten zehn Jahre von +1,3 % lag. Die deut-
sche Wirtschaft befindet sich in einer soliden Aufschwungphase. 
Angetrieben durch eine lebhafte Nachfrage aus dem Ausland wächst 
die Industrie dynamisch und die kräftige Belebung der gewerblichen 
Investitionen setzt sich fort. Der private Konsum und die Wohnungs-
bauinvestitionen profitieren von der hervorragenden Lage am Ar-
beitsmarkt. 

 

Das weltwirtschaftliche Umfeld ist von einem kräftigen Aufschwung 
geprägt, sowohl in den entwickelten Volkswirtschaften als auch in 
den Schwellenländern. 2017 expandierte die Weltwirtschaft nach 
vorläufigen Zahlen um 4,2 %. Dieses kräftige Expansionstempo wird 
auch für das laufende und das kommende Jahr 2019 erwartet. Eine 
Vielzahl von weltwirtschaftlichen Risiken haben im Verlauf des Jahres 
2017 glücklicherweise an Bedeutung verloren. So blieb der befürch-
tete Wachstumseinbruch in China ebenso aus wie die angekündigte 
Umsetzung tiefgreifender wirtschaftspolitischer Maßnahmen in den 
USA. Der Brexit führte bisher nur zu einer deutlichen Verlangsamung 
der konjunkturellen Dynamik in Großbritannien, griff aber nicht auf 

                                                
1 Statistisches Bundesamt (2018): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen. 

Erste Jahresergebnisse. Fachserie 18 – Reihe 1.1. Wiesbaden. 
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die wichtigen europäischen Handelspartner über. Dennoch stellt die 
Möglichkeit eines harten Brexit eine reale Bedrohung der konjunktu-
rellen Dynamik in Europa dar. Die hohe Verschuldung des Unter-
nehmenssektors in China scheint zudem die Finanzstabilität des Lan-
des vor erhebliche Probleme zu stellen. 

Im Euroraum hat sich der Aufschwung 2017 flächendeckend durch-
gesetzt. Alle Länder der Gemeinschaftswährung zeigten ein deutlich 
positives Wirtschaftswachstum, auch Griechenland, wo das Bruttoin-
landsprodukt 2016 noch um 0,2 % gesunken war. Mit 2,4 % war 
die wirtschaftliche Entwicklung im Euroraum insgesamt sogar etwas 
stärker aufwärtsgerichtet als in Deutschland. Trotz des beginnenden 
Wachstums blieb die Arbeitslosigkeit in einigen Euroländern (insbe-
sondere in Spanien, Italien und Frankreich) noch hoch und dämpfte 
die konjunkturelle Erholung. 

 

Gegenüber 2017 wird sich die konjunkturelle Dynamik in Deutsch-
land nach Meinung der führenden Wirtschaftsforschungsinstitute in 
Deutschland2 zwar etwas abschwächen, das Wachstum dürfte aber 
erneut bei einer Rate von 2,2 % liegen. Allein der statistische Über-
hang aus der überaus dynamischen Entwicklung der zweiten Jahres-
hälfte 2017 liegt bei 1 %. Sollte die deutsche Wirtschaft in den vier 
Quartalen 2018 also überraschenderweise nicht mehr wachsen, läge 
die Jahresdurchschnittsrate des BIP-Zuwachses dennoch bei 1 %. 

                                                
2 Unter "führende Wirtschaftsforschungsinstitute" oder "Institute" versteht 

dieser Bericht einen Mittelwert der Prognosen von:  
DIW – Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 
HWWI – Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Institut 
ifo – ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München 
IfW – Institut für Weltwirtschaft, Kiel 
IMK – Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf 
IWH – Institut für Wirtschaftsforschung, Halle 
RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 
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Grundstücks- und Wohnungswirtschaft steigert ihre Wert-
schöpfung um 1,4 % 

Die Wirtschaftsleistung ist 2017 in nahezu allen Wirtschaftsbereichen 
in Deutschland gestiegen. Nur die Land- und Forstwirtschaft ver-
zeichnete einen Rückgang der Wertschöpfung. Die Finanz- und Ver-
sicherungsdienstleister erzielten lediglich das Vorjahresergebnis. 
Überdurchschnittlich entwickelten sich die Dienstleistungsbereiche 
Information und Kommunikation mit +3,9 % sowie Handel, Verkehr, 
Gastgewerbe mit +2,9 %.  

Ebenfalls kräftig legte das Produzierende Gewerbe mit +2,5 % zu, 
das ohne das Baugewerbe gut ein Viertel der gesamten Bruttowert-
schöpfung erwirtschaftet. Wesentlich getragen wurde dieser Anstieg 
vom exportorientierten Verarbeitenden Gewerbe, in dem die preis-
bereinigte Bruttowertschöpfung um 2,7 % höher war als ein Jahr 
zuvor. Das Baugewerbe legte im Vergleich zum Vorjahr um 2,2 % 
zu. Deutliche Zunahmen gab es daneben auch bei den Unterneh-
mensdienstleistern mit einer Wachstumsrate von 2,5 %. 

 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die 10,8 % der gesam-
ten Bruttowertschöpfung erzeugte, wuchs um 1,4 % und konnte 
damit ihre Wertsteigerung deutlich erhöhen. 2016 war sie lediglich 
um 0,8 % gewachsen. In jeweiligen Preisen erzielte die Grundstücks- 
und Immobilienwirtschaft damit eine Bruttowertschöpfung von 318 
Milliarden EUR. Die leicht unterdurchschnittliche Wachstumsrate un-
terstreicht die tendenziell geringere Konjunkturabhängigkeit der Im-
mobiliendienstleister. So hatte die Grundstücks- und Wohnungswirt-
schaft beispielsweise im Krisenjahr 2009 als einer der wenigen Wirt-
schaftsbereiche ein positives Wachstum aufzuweisen. 
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Erwerbstätigkeit steigt im zwölften Jahr in Folge an –  
Zuwanderung sinkt weiter 

Die Wirtschaftsleistung in Deutschland wurde im Jahresdurchschnitt 
2017 von knapp 44,3 Millionen Erwerbstätigen erbracht. Das ist der 
höchste Stand seit der deutschen Wiedervereinigung. Nach ersten 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes waren im Jahr 2017 
rund 638.000 Personen oder 1,5 % mehr erwerbstätig als ein Jahr 
zuvor. Das entspricht der höchsten Zunahme seit dem Jahr 2007. 
Dieser Anstieg resultiert zudem ausschließlich aus einer Zunahme der 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Eine höhere Erwerbs-
beteiligung sowie die Zuwanderung von Arbeitskräften aus dem Aus-
land glichen altersbedingte demografische Effekte aus. 

Isoliert betrachtet hätte die Alterung der Bevölkerung das Arbeits-
kräfteangebot im Jahr 2017 um 300.000 Personen schrumpfen las-
sen.3 Für das Jahr 2018 ist nach Berechnungen des Institutes für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg ein Demografieef-
fekt von -320.000 Erwerbspersonen zu erwarten. 

Damit das Erwerbspersonenpotenzial auch in Zukunft nicht 
schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach Modellrechnungen 
des IAB4 im Zeitraum 2015 bis 2025 einen Zugewinn von rund 
450.000 erwerbsfähigen Personen pro Jahr, zwischen 2026 bis 2035 
etwa 600.000 zugewanderte Erwerbsfähige pro Jahr und zwischen 
2036 bis 2050 rund 550.000 zugewanderte Erwerbsfähige pro Jahr 
netto betragen. 

                                                
3 IAB (2017): Arbeitsvolumen so hoch wie nie, IAB-Kurzbericht 21/2017. 

Nürnberg. 
4 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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Das kontinuierliche Wirtschaftswachstum und der anhaltend günsti-
ge Trend der Arbeitsmarktentwicklung haben Deutschland in den 
Jahren seit 2010 zu einem Hauptwanderungsziel der EU-Binnen-
migration werden lassen. Die tatsächliche Nettozuwanderung im Jahr 
2016 (Ausländer und Deutsche) wird vom Statistischen Bundesamt 
auf 498.000 Personen beziffert. Sie liegt damit leicht unter der Net-
tozuwanderung des Jahres 2014.  

Gegenüber dem Jahr 2015, das durch eine einmalig sehr hohe 
Flüchtlingszuwanderung geprägt war, hatte sich die Nettozuwande-
rung 2016 mehr als halbiert. Nach ersten groben Berechnungen für 
2017 geht das Statistische Bundesamt von einem weiteren leichten 
Absinken des Zuwanderungssaldos auf nur noch 450.000 Personen 
aus. 

 

Immer weniger schutzsuchenden Flüchtlingen gelingt es, Deutsch-
land zu erreichen. Im Jahr 2017 wurden 186.644 Flüchtlinge in 
Deutschland registriert und damit deutlich weniger als in den Vorjah-
ren. 2016 waren noch ca. 280.000 und im Jahr 2015 noch ca. 
890.000 schutzsuchende Menschen nach Deutschland gekommen.  

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat im Jahr 2017 über 
die Anträge von 603.428 Personen entschieden (2016: 695.733 Ent-
scheidungen). Damit konnte die Anzahl der anhängigen Asylverfah-
ren im Jahr 2017 mit 68.245 wieder auf den niedrigen Stand von 
etwa Mitte 2013 zurückgeführt werden. Ende Dezember 2016 hatte 
die Zahl der anhängigen Asylverfahren noch bei 433.719 gelegen. 

Die Herkunftsländer der Flüchtlingsmigration konzentrieren sich auf 
Länder, die von Kriegen, Bürgerkriegen oder starker politischer Ver-
folgung betroffen sind. Mit Schließung der Balkanroute wurde die 
Ursache der Flüchtlingsbewegung allerdings nicht gelöst, sondern die 
Last lediglich in andere europäische Staaten verlagert. 

Die Nettozuwanderung in Deutschland insgesamt dürfte auch 2018 
und 2019 auf einem hohen Niveau liegen und Werte zwischen 
350.000 und 400.000 Personen erreichen.  
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Wachstumsimpulse kamen 2017 vom Konsum und den Investi-
tionen, vor allem dem Wohnungsbau 

Positive Wachstumsimpulse kamen 2017 primär aus dem Inland: Die 
privaten Konsumausgaben waren preisbereinigt um 2 % höher als 
ein Jahr zuvor, die staatlichen Konsumausgaben stiegen mit +1,4 % 
unterdurchschnittlich. Da der staatliche und private Konsum den 
größten Anteil an der Verwendung des Bruttoinlandsproduktes aus-
macht (72 %), konnte sich der Konsum mit einem Wachstumsbeitrag 
von 1,4 Prozentpunkten erneut als treibende Kraft des BIP beweisen.  

Die Bruttoinvestitionen insgesamt, zu denen neben den Bruttoanla-
geinvestitionen noch die Vorratsveränderungen zählen, waren preis-
bereinigt um 3,6 % höher als 2016. Insbesondere die Bruttoanlage-
investitionen legten 2017 im Vorjahresvergleich überdurchschnittlich 
zu (+3 %).  

Zu den Bruttoanlageinvestitionen gehören zum einen Ausrüstungen 
für den Produktionsprozess und zum anderen die Bauinvestitionen. 
In Ausrüstungen – das sind vor allem Maschinen und Geräte sowie 
Fahrzeuge – wurde 2017 preisbereinigt 3,5 % mehr investiert als im 
Vorjahr. Die sonstigen Anlagen, zu denen unter anderem die Ausga-
ben für Forschung und Entwicklung gehören, lagen ebenfalls um 3,5 
% über dem Vorjahresniveau. 

 

Die Bauinvestitionen stiegen 2017 um 2,6 %. Rund 322 Milliarden 
EUR wurden in den Neubau sowie die Modernisierung und Instand-
haltung von Gebäuden investiert. Hier bewies sich erneut der Woh-
nungsbau als treibende Kraft. Er legte mit 3,1 % fast ebenso stark zu 
wie die Ausrüstungsinvestitionen. Mit einem Anteil von 61,1 % hält 
der Wohnungsbau zudem den Löwenanteil an den Bauinvestitionen. 
Der öffentliche und gewerbliche Bau entwickelte sich 2017 mit einer 
Rate von 1,8 % deutlich weniger dynamisch als der Wohnungsbau, 
wuchs aber stärker als im Vorjahr. 
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Die deutschen Ausfuhren konnten im Jahresdurchschnitt 2017 weiter 
zulegen: Die preisbereinigten Exporte von Waren und Dienstleistun-
gen waren um 4,7 % höher als im Vorjahr. Die Importe legten im 
gleichen Zeitraum zwar noch etwas stärker zu, blieben aber in abso-
luten Zahlen unter dem Wert der Exporte. Der resultierende Außen-
beitrag, also die Differenz zwischen Exporten (1.543 Milliarden EUR) 
und Importen (1.294 Milliarden EUR), trug rein rechnerisch 0,2 Pro-
zentpunkte zum BIP-Wachstum bei. 

 

Im Zuge des derzeit kräftigen weltweiten Aufschwungs dürfte sich 
die Wertschöpfung in der Industrie nach Urteil der Institute auch 
2018 sehr positiv entwickeln. Der private Verbrauch wird durch den 
leichten Preisauftrieb etwas gedämpft, ist aber abgeschwächt wei-
terhin nach oben gerichtet. Bei den Ausrüstungsinvestitionen werden 
die Unternehmen ihre bisherige Zurückhaltung 2018 ablegen, wäh-
rend die Bauinvestitionen eher verhalten wachsen. Dies liegt aber vor 
allem am öffentlichen Bau. Für die Wohnungsbauinvestitionen schät-
zen die Institute in 2018 eine erneute Zunahme um 3 %. Gute Aus-
sichten werden auch der Exportwirtschaft bescheinigt. Sie könnte so 
stark zulegen wie seit sechs Jahren nicht mehr. 

 

Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

     
   

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
(reale Entwicklung) 

       

Reales Bruttoinlandsprodukt 0,5 0,5 1,9 1,7 1,9 2,2 2,2 

     Privater Konsum 1,3 0,6 1,0 1,7 2,1 2,0 1,5 

     Konsumausgaben des Staates 1,1 1,4 1,5 2,9 3,7 1,4 1,3 

     Bauinvestitionen 0,5 -1,1 2,3 -1,4 2,7 2,6 2,0 

     Wohnungsbauinvestitionen 3,4 -0,8 3,1 -0,7 4,0 3,1 3,0 

     Exporte 2,8 1,7 4,6 5,2 2,6 4,7 5,3 

Arbeitsmarkt        

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 42.061 42.319 42.672 43.069 43.638 44.276 44.700 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr  1,2  0,6  0,8 0,9 1,3 1,5 1,0 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.897 2.950 2.898 2.794 2.691 2.534 2.400 

... Arbeitslosenquote* 6,8 6,9 6,7 6,4 6,1 5,7 5,5 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2018 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit 
im Zeitverlauf; Werte für 2018 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2017/Anfang 2018 

 

*nationales Berechnungskonzept der Bundesagentur für Arbeit (Arbeitslose bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen) 
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Abschwächung der Zuwächse beim Wohnungsneubau – Ver-
lagerung der Investitionsdynamik in die Bestandserhaltung 

Die Bauinvestitionen insgesamt stiegen im Jahr 2017 um 2,6 % und 
erreichten damit fast die Wachstumsrate des Vorjahres (2,7 %). Der 
Wohnungsbau entwickelte sich wie in den Vorjahren deutlich über-
durchschnittlich und stieg um 3,1 %, während die Nichtwohnbauten 
lediglich um 1,8 % zulegten. Der öffentliche Hoch- und Tiefbau 
entwickelte sich dabei wie im Vorjahr dynamischer (2,7 %) als der 
gewerbliche Bau (1,4 %). Die gewerbliche Wirtschaft zögert offen-
sichtlich trotz des breiten Aufschwungs auch in Betriebsgebäude zu 
investieren. Bei den Kommunen macht sich positiv bemerkbar, dass 
sich deren Haushaltslage durch höhere Steuereinnahmen weiter ver-
bessert hat. Die Bauinvestitionen erreichten 2017 einen Anteil von 
knapp 10 % des Bruttoinlandsprodukts. 

 

In den Neubau und die Modernisierung der Wohnungsbestände flos-
sen 2017 rund 197 Milliarden EUR. Angesichts des erheblichen Bau-
überhangs bereits genehmigter, aber noch nicht fertig gestellter 
Wohnungen, gut gefüllter Auftragsbücher der Bauwirtschaft und 
weiterhin niedriger Zinsen, wird der Aufwärtstrend bei den Woh-
nungsbauinvestitionen noch eine Zeit anhalten. Die hohe Nettozu-
wanderung steigert die Nachfrage nach Wohnraum zusätzlich deut-
lich.  

Wachstumsmotor der Bauwirtschaft war in den letzten Jahren der 
Wohnungsneubau. Auch 2018 und 2019 wird das Neubauvolumen 
hier weiter zulegen. Allerdings dürfte der Aufwuchs stark an Dyna-
mik verlieren und der Boom der vergangenen Jahre damit ein Ende 
finden. Nach Jahren der kräftigen Ausweitung von teilweise mehr als 
10 % werden in den kommenden zwei Jahren deutlich geringere 
Zuwachsraten zu verzeichnen sein.   

Vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), welches in 
seiner Bauvolumenrechnung auf Basis der Umsatzsteuerstatistik ex-
post eine Differenzierung der Bauinvestitionen nach Neubau und 
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Bestandsinvestitionen vornimmt, wird die Ausweitung der Neubautä-
tigkeit im Wohnungsbau für 2018 mit 8 % und weiteren 4 % im 
Jahr 2019 vorausgeschätzt. 2017 hatte der entsprechende Zuwachs 
noch 14 % betragen.5  

Die nachlassende Dynamik beim Wohnungsneubau erlaubt in den 
kommenden Jahren wieder vermehrte Sanierungs- und Modernisie-
rungsaktivitäten. Dafür spricht auch die weiterhin rege Zahl von 
Transaktionen auf dem Markt für gebrauchte Immobilien, die sich 
bisher noch nicht in stärkeren Zuwächsen bei den Bestandsinvestitio-
nen bemerkbar gemacht haben. 

Deutlich weniger Wohnungsbaugenehmigungen in 2017 – 
Kaum Zuwachs im Jahr 2018 erwartet 

Im Jahr 2017 dürften nach letzten Schätzungen Genehmigungen für 
rund 349.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden sein. 
Dies entspricht einem Rückgang um 7 % gegenüber dem Vorjahr. 
2016 hatten die Baugenehmigungen dagegen fast um ein Fünftel 
zugelegt. 2015 waren sie um knapp 10 % gestiegen. Der deutliche 
Rückgang im Jahr 2017 markiert zwar noch keinen Abschwung beim 
Wohnungsneubau, da Sondereffekte für den Rückgang verantwort-
lich waren, deutet aber dennoch ein Ende des Neubaubooms an. 

 

Ein Teil der rückläufigen Baugenehmigungen im Jahr 2017 ist auf 
Vorzieheffekte zurückzuführen, die im Jahr 2016 zu einer sehr star-
ken Steigerung der Baugenehmigungen geführt hatten. Die be-
troffenen Bauherren wollten sich durch eine vorgezogene Genehmi-
gung der Vorhaben eine Durchführung nach dem alten Standard der 
Energieeinsparverordnung (EnEV) sichern. Dazu war ein vorgezoge-
ner Bauantrag bis Ende Dezember 2015 ausreichend. Die Bauge-

                                                
5 DIW (2018): Bauwirtschaft: Ende des Neubaubooms. DIW-Wochenbericht 

Nr. 1+2.2018. Berlin. 
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nehmigung hingegen wurde oft erst einige Monate später erteilt und 
in der Statistik erfasst. Seit Anfang 2016 gilt die verschärfte EnEV, die 
ein deutliches Plus an Bauwerkskosten von 7 % verursacht.6 
 
Weiterhin ging im Jahr 2017 die Bautätigkeit durch Neubaumaß-
nahmen an bestehenden Gebäuden sowie die Genehmigung von 
Wohnheimen deutlich zurück. Letztere waren im Zuge der Flücht-
lingszuwanderung in den Jahren 2015 und 2016 stark gestiegen. Im 
Jahr 2017 wurden allein 5.000 weniger Wohnheimeinheiten als 
2016 genehmigt. 

Der Mietwohnungsneubau wuchs 2017 gegen den Trend (+4,2 %) 
und entwickelte sich damit wie in den Vorjahren deutlich positiv. Mit 
rund 94.000 neu genehmigten Wohneinheiten lag die Zahl der Ge-
nehmigungen bei Mietwohnungen nochmals fast 4.000 Einheiten 
höher als im Vorjahr. Die Genehmigungen für Eigentumswohnungen 
sind dagegen deutlich zurückgegangen (-4,2 %). Insgesamt wurden 
im Geschosswohnungsbau 173.000 Wohnungen auf den Weg ge-
bracht – etwa das Ergebnis des Vorjahres. 

Die Genehmigungen bei Ein- und Zweifamilienhäusern sind 2017 
leicht um 3,7 % auf 114.000 Einheiten gesunken. Damit liegt das 
Genehmigungsvolumen im Geschosswohnungsbau nun bereits seit 
sechs Jahren über dem im Ein- und Zweifamilienhausbau – und das 
mit steigender Tendenz. 

Insgesamt kann bei einem Genehmigungsvolumen von rund 349.000 
Einheiten im Jahr 2017 davon ausgegangen werden, dass etwa 
197.000 dieser Wohnungen zur Vermietung zur Verfügung stehen 
werden. Dabei wird berücksichtigt, dass auch von den neu geneh-
migten Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von den Eigentumswoh-
nungen ein Teil vermietet wird, die in Wohnheimen erstellten Woh-
nungen vollständig sowie ein Großteil der durch Maßnahmen im 
Bestand erstellten Wohneinheiten den Mietwohnungen zuzurechnen 
sind. 

                                                
6 ARGE//eV und InWIS (2016): Instrumentenkasten für wichtige Handlungs-

felder der Wohnungspolitik. Bochum. 

Baugenehmigungen 

 
 2016 2017* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 375.388 349.000 -7,0% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 118.367 114.000 -3,7% 

        davon Einfamilienhäuser 95.509 91.000 -4,7% 

                   Zweifamilienhäuser 22.858 22.500 -1,6% 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 172.679 173.000 0,2% 

        davon: Eigentumswohnungen 82.482 79.000 -4,2% 

                    Mietwohnungen 90.197 94.000 4,2% 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2017 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 11/2017 
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Auch 2018 wird das Genehmigungsvolumen angesichts der weiter 
günstigen Nachfrageindikatoren weiter zulegen. Denn nach wie vor 
ist die Nachfrage nach Wohnraum in den Städten groß, wenngleich 
viele Haushalte neuerdings wieder in das nahe Umland abwandern. 
Allerdings dürfte der Aufwuchs bei den Baugenehmigungen stark an 
Dynamik verlieren und der Boom der vergangenen Jahre damit ein 
Ende finden. Denn allmählich fallen wichtige Impulse für den Woh-
nungsneubauboom schwächer aus.  

Die großen Zentralbanken haben den Ausstieg aus der ultralockeren 
Geldpolitik eingeleitet. Die US-Notenbank hat bereits die Leitzinsen 
behutsam erhöht. Und auch die EZB hat angekündigt, das Anlei-
henkaufprogramm zu beenden und eine geldpolitische Normalisie-
rung herbeizuführen. Dies zeigt sich bereits im leichten Anstieg der 
Zinsen für Wohnungsbaukredite. 

Das Genehmigungsvolumen dürfte deshalb 2018 deutlich schwächer 
als in den Boomjahren um knapp 1,1 % auf 353.000 Wohneinheiten 
steigen.  

Fertigstellungen steigen weiter an – liegen aber nach wie vor 
unter dem Bedarf 

Die Baufertigstellungen vollziehen die Dynamik bei den Baugeneh-
migungen mit einer zeitlichen Verzögerung von ein- bis eineinhalb 
Jahren nach. 2017 werden die fertig gestellten Wohnungen deshalb 
noch durch den vorausgegangenen Genehmigungsboom geprägt 
sein. Mit rund 319.000 fertig gestellten Wohnungen steigt die Zahl 
der neu errichteten Einheiten nochmals um 15 %. Im laufenden Jahr 
2018 dürfte die Dynamik bei den Wohnungsfertigstellungen deutlich 
zurückgehen, sodass die Zahl der neu errichteten Wohnungen 2018 
auf etwa 326.000 Wohnungen wachsen könnte. Dieser Zuwachs 
dürfte weiterhin schwerpunktmäßig von einer Ausweitung des 
Mietwohnungsneubaus getragen werden. 

In Deutschland müssten zwischen 2015 und 2020 allerdings rund 
400.000 Wohnungen pro Jahr neu gebaut werden. Davon werden 
rund 80.000 Wohnungen pro Jahr im sozialen Mietwohnungsbau 
und weitere 60.000 Wohnungen im preisgünstigen Marktsegment 
benötigt, insgesamt also 140.000 im bezahlbaren Segment. Das geht 
aus einer Studie des Pestel-Instituts (Hannover) im Auftrag des Ver-
bändebündnisses Wohnungsbau hervor.7 Gründe dafür sind der be-
stehende Nachholbedarf, der starke Zuzug in die Städte und die Zu-
wanderung aus der EU sowie der Zuzug von Flüchtenden. 

 

                                                
7 Pestel-Institut (2015): Modellrechnung zu den langfristigen Kosten und 

Einsparungen eines Neustarts des sozialen Wohnungsbaus sowie Einschät-
zung des aktuellen und mittelfristigen Wohnungsbedarfs. Hannover  
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Wohnungen fehlen insbesondere in Großstädten, Ballungszentren 
und Universitätsstädten. Hier hat es in den vergangenen Jahren 
enorme Versäumnisse der Wohnungsbaupolitik gegeben. Es wurde 
schlicht zu wenig gebaut. Bereits vor der aktuell breit diskutierten 
Flüchtlingszuwanderung hat sich in Deutschland ein Wohnungsdefi-
zit aufgebaut.  

Die Wohnungsbautätigkeit in einer Größenordnung von 400.000 
Wohnungen pro Jahr ist somit erforderlich, um erstens bei einer Net-
tozuwanderung von 300.000 Personen jährlich den jeweils aktuellen 
Wohnungsbedarf abzudecken und zweitens zusätzlich das bis Ende 
2015 aufgelaufene Wohnungsdefizit vollständig abzubauen.  

Das weiter fortbestehende Delta zwischen Wohnungsbedarf und 
Bautätigkeit führt vor allem eines vor Augen: Es braucht ein konzer-
tiertes Handeln aller Akteure und gezielte Förderung von Bund, Län-
dern und Kommunen, um bestehende Hürden für mehr bezahlbaren 
Wohnungsbau aus dem Weg zu räumen.  

Zu Lösung dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe muss insbeson-
dere der Bund im Zusammenspiel mit den Ländern auch nach 2019 
weiterhin Verantwortung für den Sozialen Wohnungsbau überneh-
men. 
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